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1 NEIN - im Dienste aller!

■ Es geht um den Service Public

Bundesrat und Parlament wollen auf Anfang 
2002 ein neues Bundespersonalgesetz (BPG) in 
Kraft setzen. Von dieser Änderung sind rund 
105'000 Angestellte des Bundes mit SBB und 
Post direkt betroffen. Signalw irkung hat es für 
alle Anstellungsverhältnisse bei Kanton und 
Gemeinde sowie in der Privatwirtschaft.

Wir wollen keinen Blankocheck ausstellen f ür

■ Massenentlassungen aus 
wirtschaftlichen Gründen.

* einen willkürlichen 
Leistungslohn ohne 
Beschwerdemöglichkeiten.

* die Streichung des 
Teuerungsausgleiches bei leeren 
Kassen.

Das Bundespersonalgesetz ist ein Kind der 
Sparpolitik und der Deregulierungswut. Es ist 
ein Deregulierungssignal für Kantone, 
Gemeinden und die Privatwirtschaft. Die 
Auswirkungen des BPG für das Bundespersonal 
sind noch nicht abschätzbar. W ir sind nicht 
bereit, die Katze im Sack zu kaufen! Zu viele 
Fragen sind offen.

Das Bundespersonalgesetz ist unsozial. Es trifft 
die am schlechtesten gestellten Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmeinnen des Bundes. Unten wird 
dereguliert, oben vergoldet!

Das Bundespersonalgesetz ist ein Angriff auf 
den Service public. Ein guter Service public 
erfordert gute Arbeitsbedingungen im 
öffentlichen Dienst, und diese werden mit dem 
Gesetz gefährdet.

Kontaktieren Sie uns, debattieren Sie mit uns! 
Nehmen Sie an Veranstaltungen zum Thema 
teil! Sie haben auch die Möglichkeit, bei uns 
online Abstim m ungsm aterial zu bestellen, 
und Sie können diverse Dokumente 
downloaden.

Das vom P arlem en t 
b e sc h lo sse n e  
B u n d esp erso n a lg ese tz  
(BPG) i s t  e in  
m a s s iv e r
a r b e i t s r e c h t l i c h e r  
R ü c k s c h r i t t . Der 
F ö d e ra t iw e rb a n d  h a t  
d e sh a lb  dagegen das  
Referendum  e g r i f f e n .  
Noch v o r  A b la u f d e r  
S a m m e lfr is t  kamen 
ü b er 9 0 ' 0 0 0  
U n t e r s c h r i f t e n  
zusammenI

D
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P R E S S E D I E N S T  F Ö D E R A T I V V E R B A N D  D E S  P E R S O N A L S  
Ö F F E N T L I C H E R  V E R W A L T U N G E N  U N D  B E T R I E B E

Postfach, 3000 Bern 23 Telefon 031 370 11 11 Telefax 031 370 11 19

20.7.2000

Pressemitteilunq

Referendum gegen das Bundespersonalgesetz 

Gegen 90*000 Unterschriften

Dem Föderativverband mit seinen angeschlossenen Verbänden ist es bis zum Ablauf 
der Referendumsfrist am 20. Juli 2000 gelungen, 87‘022 beglaubigte Unterschriften 

gegen das Bundespersonalgesetz (BPG) der Bundeskanzlei einzureichen. Das fest­

gelegte Ziel von 70'000 Unterschriften ist damit bei weitem übertroffen worden.

Mit dem Zustandekommen des Referendums wird gegen massive Verschlechterungen 
der Arbeitsbedingungen für das Bundespersonal protestiert. Zur Erinnerung: vom neu­
en Bundespersonalgesetz wären rund 105'000 Bedienstete der Bundesverwaltung, 

der SBB und der Post direkt betroffen. Indirekt hätte es ebenfalls Signalwirkung für die 

Angestellten der Kantone und Gemeinden.

Über dieses Gesetz wird der Souverän am 26. November 2000 abstimmen. Der Föde­

rativverband mit seinen angeschlossenen Organisationen wird alles daran setzen, 
dass auch diese Hürde übersprungen wird.

Pressedienst Föderativverband, B. Niquille



P R E S S E D I E N S T  F Ö D E R AT I V V E R B A N D DES P E R S O N A L S  
Ö F F E N T L I C H E R  V E R W A L T U N G E N  UND B E T R I E B E

Postfach, 3000 Bern 23_______ Telefon 031 370 11 11________ Telefax 031 370 11 19
13. Juli 2000 

Mediencommunique

Referendum gegen das Bundespersonalqesetz

Gegen Deregulierung der Arbeitsbedingungen und gegen Sozialabbau

Das Beamtengesetz soll nach dem Willen des Bundesrates und der Mehrheit des Parlamentes 

auf Anfang 2002 durch ein neues Bundespersonalgesetz (BPG) abgelöst werden. Der Födera­

tivverband des Personals öffentlicher Verwaltungen und Betriebe hat mit seinen angeschlosse­

nen Verbänden das Referendum ergriffen und heute weit mehr als die nötigen Unterschriften 

eingereicht.

Dem Föderativverband mit seinen angeschlossenen Verbänden ist es vor Ablauf der Referen­

dumsfrist gelungen, 94‘038 Unterschriften gegen das Bundespersonalgesetz (BPG) zu sam­

meln. Heute werden 76'937 beglaubigte Unterschriften übergeben. Die Referendumsfrist läuft 

noch bis am 20. Juli. Die bis dann noch zurückkommenden beglaubigten Unterschriften wer­

den nachgereicht. Die Unterschriften wurden am Donnerstag, 13. Juli 2000 von 50 direkt und 

indirekt betroffenen Angestellten der SBB, der Post, des Zolls, der Pflegeberufe und von Ge­

meinde- und städtischen Angestellten und Angestelltinnen bei der Bundeskanzlei deponiert. 

Stellvertretend für das gesamte Bundespersonal protestieren sie damit gegen weitere massive 

Verschlechterungen ihrer Arbeitsbedingungen und gegen die zu befürchtenden negativen Aus­

wirkungen auf den Service Public. Sie setzen damit auch ein Signal gegen die Deregulierung 

der Arbeitsbedingungen und gegen den Sozialabbau bei Kantonen, Gemeinden und in der Pri­

vatwirtschaft. Denn dieses Abbaugesetz geht alle an.

Handfeste Kritik

Vom neuen Bundespersonalgesetz wären rund 105'000 Angestellte der Bundesverwaltung, der 

SBB  und der Post direkt betroffen. Indirekt hätte es Signalwirkung für die Angestellten der 

Kantone und Gemeinden, aber auch in der Privatwirtschaft. Konkret beanstanden die G e­

werkschaften vor allem die folgenden Punkte:

• völlig inhaltsloses Gesetz,

• ungenügender Kündigungsschutz,

• Möglichkeit von Massenentlassungen,

• Willkür beim Teuerungsausgleich und bei der Festsetzung der Löhne,

• kein Schutz für zehntausende von Aushilfen
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Die Gewerkschaften haben ihre Kritik bereits früh geäussert. Das Parlament setzte sich aber 

darüber hinweg. Die Eidg. Räte haben das BPG  in Teilen sogar verschärft. Der Föderatiwer- 

band hat sich deshalb entschieden, das Referendum gegen das BPG  zu ergreifen. Er will damit 

ein Gesetz verhindern, das

- für die Bundesangestellten Verschlechterungen bringt;

negative Auswirkungen auf alle übrigen Arbeitnehmenden der Kantone, Gemeinden und in 

der Privatwirtschaft hat; 

dem Service Public schadet.

Schlimmste Befürchtungen bestätigt

Dass diese Befürchtungen nicht aus der Luft gegriffen sind, zeigt ein kürzlich an die Öffentlich­

keit gelangter Entwurf des Eidgenössischen Finanzdepartementes zur "Verordnung zum Bun­

despersonalgesetz (BPG)". Der Entwurf war ein halbes Jahr unter Verschluss gehalten worden

- mit gutem Grund, wie sich jetzt herausstellt: In den Verhandlungen über das BPG  hatte das 

Finanzdepartement nämlich zugesichert, dass weder bei der Wochenarbeitszeit noch beim Fe­

rienanspruch Verschlechterungen beabsichtigt sind. Beides erweist sich jetzt als unwahr! Der 

Entwurf sieht eine drastische Reduktion des Mindestlohnes vor. Der Mindestlohn für Vollzeitbe­

schäftigte soll auf 2770 Franken gedrückt werden, und dies brutto. Gleichzeitig kann die regu­

läre Wochenarbeitszeit auf 45 Stunden erhöht und der Ferienanspruch auf das OR-Minimum 

gesenkt werden. Der dauernden Verschlechterung und der Deregulierung der Arbeitsbedin­

gungen bei Bund, Kantonen, Gemeinden und in der Wirtschaft muss mit dem Referendum Ein­

halt geboten werden.

Das Referendum wird unterstützt durch den Schweizerischen Gewerkschaftsbund sowie den 

Parteivorstand der Sozialdemokratischen Partei der Schweiz und weiteren links-grünen Grup­

pierungen.

Für weitere Informationen wenden Sie sich an:

Hans Ueli Ruchti, 079 301 52 15

Sekretariat Föderativverband: 031 370 11 11 oder 079 345 75 68



Referendum pro Kanton

Kanton Anz. Unters. beglaubigte ungültige Anzahl
Bogen

AG 2759 2515 110 1121
AI 55 51 0 10
AR 354 349 5 123
BE 11947 10323 454 4364
BL 2266 2160 56 975
BS 2570 2391 164 942
FR 3680 3362 105 1015
GE 10991 7947 502 3042
GL 153 121 8 57
GR 1885 1800 71 571
JU 3965 3601 101 787
LU 1704 1570 80 721
NE 5433 5181 338 1359
NW 106 98 5 45
OW 126 125 3 49
SG 2529 2617 165 851
SH 730 586 35 248
SO 1858 1776 48 598
SZ 307 300 8 132
TG 1283 1127 64 444
TI 13501 13274 275 2281
UR 172 108 5 68
VD 13235 12309 920 4460
VS 4137 3894 154 1182
ZG 235 200 2 117
ZH 10391 9237 731 4206

TOTAL 96‘372 87£022 4409 29‘768

ungültige in Prozent der beglaubigten Unterschriften: 5.07
beglaubigt in Prozent der Zielsumme 60'000: 145.04
gesammelt in Prozent der Zielsumme 70'000: 137.67
Unterschriften pro Bogen: 3.24
Hochrechnung Unterschriften im Haus mit 29‘768 Bogen 96 372

Datum: Donnerstag, 20. Ju li 2000
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Argumente gegen das Bundespersonalgesetz

Diesem Bundespersonalgesetz kann nicht zugestimmt werdeni

Das Bundespersonalgesetz muss zurückgew iesen und bekäm pft werden m it dem 
Referendum.

1. Das Ende des Beamtenstatus

o Das Bundespersonalgesetz schafft die Wahl auf Am tsdauer ab und macht die 
Beamtinnen und Beamten zu Angestellten, denen unter fast jedem  Vorwand 
gekündigt werden kann. Ein "sch lechter W ille" genügt bereits, um einen 
Angestellten loszuwerden, 

o "schwerw iegende w irtschaftliche oder betriebliche G ründe" werden für 
Entlassungen ebenfalls bereits genügen. Unter e iner Bedingung: Dass der 
Person, deren Stelle abgebaut worden ist, keine andere A rbe it angeboten 
werden kann. Mit den endlosen Restrukturierungsm assnahm en ist eine Zunahme 
von Kündigungen zu befürchten.

2. Die allgemeine Einführung des "Leistungslohnes"

Der Lohn würde in Zukunft einen festen Teil, gebunden an die Funktion, umfassen 
sowie einen variablen Teil, der von der individuellen Leistung abhängt. Nach den 
Vorste llungen des Bundesrates würde der Leistungsanteil 10 bis 40 Prozent des 
Gesam tlohnes ausmachen.

Dies öffnete der W illkü r Tür und Tor, steigerte den Egoismus, die Konkurrenz jeden 
gegen jeden und ginge auf Kosten der Solidarität.

3. Die Senkung des allgemeinen Lohnniveaus

Die Abstufung des Lohnanstieges ist nicht m ehr Teil des Gesetzes. So wird es fü r eine 
bestimm te Funktion kein gesetzliches M indestgehalt mehr. Der Bundesrat sieht zudem 
vor, dass "der Lohn den Bedingungen des Marktes angepasst sein muss". Mit 
Ausnahm e der Topkader-Löhne, die auch weiterhin ansteigen werden, ist ein Sinken 
des allgemeinen Lohnniveaus zu befürchten.

Überdies existiert kein Artike l, der eine Grundlage fü r  ein jährliches Lohnwachstum 
schaffen würde. Für den Ausgleich der Teuerung müssen sowohl die "w irtschaftliche 
und finanzielle Lage des Arbe itgebers sowie die Verhä ltn isse  auf dem Arbeitsm arkt" 
berücksichtigt werden. Jeder Vorwand wird gut genug sein, um eine Anpassung der 
Löhne zu verhindern.

4. Zunehmende Angriffe auf lokaler Ebene

In der Schweiz sind etliche Kantone und Gemeinden daran, ihre Personalgesetze und - 
regiemente unter ähnlichen Vorzeichen zu revidieren. Sollte das Bundespersonalgesetz 
eine Mehrheit finden, werden die Angriffe auf das Personal auch auf Kantons- und 
Gemeindeebene zunehmen.

5. Der Abbau des Service Public

Das neue Bundespersonalgesetz ist auf Deregulierung und Flexib lis ierung der
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Arbe itsverhä ltn isse angelegt. Es erle ichtert dam it den Abbau des Serv ice Public und 
fördert die Privatisierung. Das Bundespersonalgesetz zu bekäm pfen heisst demnach 
auch, die Rechte der Nutzerinnen und Nutzer des Serv ice Public zu verteid igen.

LHOMEJ

Last Modified 04/08/2000 11:46:28 
vpod@bluewin. ch
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Referndum gegen das Bundespersonalgesetz BPG

Musterreferat für Gewerkschaftsversammlungen

von Hanspeter Lienhart, Zentra lsekretär vpod

1. AUSGANGSLAGE

Es darf wohl ohne zu übertreiben festgehalten werden, dass das neue 
Bundespersonalgesetz eines der w ichtigsten und prioritärsten Geschäfte ist, m it 
welchem sich unsere Gewerkschaft, aber auch die anderen Verbände des öffentlichen 
Personals, auseinandersetzen müssen. Se it der Einführung des heutigen 
Beam tengesetzes im Jahre 1927 handelt es sich beim Bundespersonalgesetz um die 
e inschneidenste Reform für das Bundespersonal überhaupt. Davon sind insgesam t 
im m erhin gut 105'000 Beschäftigte der Bundesverwaltung, Post und SBB direkt 
betroffen. Die Abschaffung der Wahl auf Am tsdauer, die Einführung des 
Leistungslohnes, die Annäherung an das OR und die weitre ichende 
Kom petenzdelegation haben beim Bundespersonal zu Verunsicherungen und Ängsten 
geführt.
D ieses Gesetz ist von zentra ler W ichtigke it für alle öffentlichen Angestellten in der 
Schweiz. A lle Gesetze, die den Status und die Arbeitsbedingungen bei den Kantonen 
und Gemeinden regeln, hängen davon ab, weil die Arbeitsbedingungen beim Bund als 
Leitlin ien herangezogen werden. Schon je tz t werden die Anste llungsbedingungen in 
vielen Kantonen, Städten und Gemeinden m it dem Hinweis auf das neue 
Bundespersonalgesetz w eiter attackiert. Unsere ganze Gewerkschaft ist also vom 
neuen Bundespersonalgesetz betroffen.
Zudem müssen w ir die Lehren aus den Erfahrungen ziehen, die die 
Gewerkschaftsbewegung des öffentlichen Sektors in den letzten Jahren gem acht hat. 
Zum Beispie l haben die Beschäftigten von Sw isscom  und m it ihnen auch die 
betroffenen Gewerkschaften, die Te ilprivatis ierung auf Grund der Versprechungen, 
welche die Arbe itgeber und die Behörden gem acht haben, akzeptiert. Nach dem 
erfolgten Abbau von 6000 Stellen und angesichts des kürzlich  w eiter angekündigten 
Ste llenabbaus bereuen sie es bitter. Sogar die D irektion der Sw isscom  muss heute 
zugeben, dass das Betriebsklim a unerträglich geworden ist.

2. WERTUNG

Um Inhalt und Sinn des neuen Bundespersonalgesetzes zu bewerten, genügt es nicht, 
die versch iedenen Paragraphen zu analysieren, oder W ort für Wort des heutigen 
Beam tengesetzes m it dem neuen Bundespersonalgesetz zu vergle ichen. Man muss 
auch den sozialen Kontext einbeziehen, in dem dieses Gesetz angewandt werden soll 
und die Dynam ik der K räfteverhältn isse begreifen, in denen es entstanden ist.

Welches sind also die Elemente dieses Umfeldes? V ie r Elemente scheinen m ir wichtig 
und erwähnenswert zu sein:

1. Die Sparpo litik  bei den Behörden und die Priorität, die der Kostensenkung im 
öffentlichen Bereich e ingeräum t wird. Dies m eistens zu Lasten des Personals und 
der von den öffentlichen Diensten erbrachten Leistungen.

2. Die Restrukturierung der öffentlichen D ienste m it der Tendenz, alle Unterschiede 
zw ischen öffentlichem  und Privatsektor abzuschaffen. Dabei sollen die 
öffentlichen Unternehmen der härtesten M arktkonkurrenz unterworfen werden. 
D ieser W ettbewerb drückt die Arbeitsbedingungen nach unten und führt 
tendenziell zu e iner Vergrösserung der Lohnschere im öffentlichen Dienst.

3. Die Einführung von neuen Management-Methoden, welche von der
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Privatw irtschaft insp irie rt sind und bei denen Rentab ilitä t und Kostensenkungen 
über allem anderen stehen.

4. Nationale und m ultinationale Konzerne, die An lagem öglichke iten fü r ihr Kapital 
brauchen, fordern Investitionsfre ihe it in allen Bereichen, so beisp ie lsweise im 
Erziehungswesen, Gesundheitswesen, Transport, Post, etc. Se lbst in der WTO 
wird über eine Libera lis ierung im D ienstle istungssektor verhandelt.

3. Die Hauptkritikpunkte am Bundespersonalgesetz

Ich komme nun zu den Details dieses Gesetzes. Dabei will ich auch gar nicht 
abstreiten, dass das neue Bundespersonalgesetz gew isse und auch gew ichtige 
Elemente der Modernisierung enthält, welche auch der vpod akzeptieren kann. Aber 
diese Elemente liegen sow ieso in der Luft und werden auch nach einem erfolgreichen 
Referendum nicht einfach verschw inden. Dabei denke ich zum  Beispiel an gewisse 
Fortschritte beim Stre ikrecht, bei der Vereinheitlichung fü r das gesam te Personal und 
bei d iversen Verbesserungen bei nicht auf Am tsdauer Beschäftigten. Ich bin aber der 
Meinung, dass diese positiven Elemente bei weitem  nicht die Hauptaspekte des 
Gesetzes sind. Entscheidend scheinen m ir im Gegenteil die folgenden Punkte zu sein, 
die für eine Gewerkschaft inakzeptabel sind:

1. Das Bundespersonalgesetz nähert das öffentliche Recht dem Privatrecht an und 
m indert dam it zwangsläufig den Schutz des Bundespersonals. Wollte der 
Bundesrat in se iner Fassung, Angestellte in begründeten E inzelfä llen dem OR 
unterstellen, gingen Nationalrat und S tänderat in den Beratungen wesentlich 
weiter. Die neue, aktuelle Fassung des Art. 6 lautet: "Der Bundesrat kann in 
begründeten Fällen bestimm te Personalkategorien dem OR unterstellen, 
namentlich Aushilfspersonal etc." Dies ist ohne Zweifel eine Verschlechterung im 
öffentlichen Sektor, denn jede r weiss, dass die Bestim m ungen zum Schutz der 
Beschäftigten im OR wesentlich sch lechter sind als in den öffentlich-rechtlichen 
Personalregiem enten. Die Absicht, dass einmal m ehr die Schwächsten in erster 
Linie betroffen sein sollen, geht ebenfalls k lar aus dem ausform ulierten 
Gesetzestext hervor.

2. Das Personal bleibt zwar dem öffentlichen Recht unterstellt, aber die Wahl auf 
Am tsdauer (Beam tenstatus) wird ersetzt durch ein Angeste lltenverhä ltn is, das 
auf der Basis eines E inze larbe itsvertrages aufgelöst werden kann. A llerd ings 
weist auch das heute noch gültige Recht grosse Mängel auf. Wenn w ir den für 
uns w ichtigen Teil des Bundespersonals betrachten, näm lich die allgemeine 
Bundesverwaltung, so muss festgehalten werden, dass lediglich 56% der rund 
43 '000 Angeste llten in der allgemeinen Bundesverwaltung Beam tinnen und 
Beamte sind. Rund 20'000 Angestellte unterstehen n icht dem Beam tenstatus, 
das heisst, sie sind nicht auf eine Am tsdauer von 4 Jahren gewählt. W ir haben 
also heute eine Zersp litterung des Personalrechts. Die Argum entation des 
besonderen befristeten Schutzes während der Am tsdauer g ilt also nur etwa fü r 
die Hälfte des in der allgemeinen Bundesverwaltung angestellten Personals.
Einen e igentlichen Kündigungsschutz nach Ab lauf der Am tsze it g ibt es nicht. 
Auch die heute geltende Angeste lltenverordnung kennt keinen eigentlichen 
Kündigungsschutz. Es ist wohl auch nicht falsch darauf hinzuweisen, dass trotz 
dem heute geltenden Beam tenstatus in der allgemeinen Bundesverwaltung in 
den letzten Jahren Tausende von Stellen abgebaut worden sind. Die Kolleginnen 
und Kollegen vom VBS - früher EMD - w issen wovon ich rede. Um die Wahl auf 
Am tsdaue rzu  umgehen, wurden in der Vergangenheit ganze Personalkategorien 
einfach m it einem  Vorbehalt w ieder gewählt. Die sozia le Abfederung erfolgte 
über die Sozia lp läne. Die, w ie w ir gesehen haben, le icht zu umgehende 
befristete Arbeitsp latzgarantie , g ibt es im neuen Bundespersonalgesetz 
überhaupt nicht mehr. A ls Gegenleistung hä lt das neue Bundespersonalgesetz 
an e iner gew issen Beschäftigungssicherheit fest. Das Gesetz verpflichtet den 
Arbeitgeber, alle sinnvollen und zum utbaren Möglichkeiten zu prüfen und 
auszuschöpfen, bevor d ieser eine Person ohne deren Verschulden entlassen darf. 
Schwerw iegende w irtschaftliche und betrieblichen G ründe - w ie sie im Gesetz 
gem äss Art. 11 festgehalten werden, können nur eine Reorganisation oder 
Restrukturierung grösseren Ausm asses sein. Der Arbe itgeber darf also in solchen
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Fällen nur kündigen, wenn er den Betroffenen keine andere zum utbare Stelle 
anbieten kann. A llerd ings bin ich doch nicht so b lauäugig , dass ich davon 
ausgehe, dass dam it Entlassungen aus den erwähnten Gründen auszuschliessen 
wären. Die Gewerkschaften sind m it ihrer Forderung nach einem  Verzich t auf 
Entlassungen aus w irtschaftlichen und betrieblichen G ründen nicht 
durchgekomm en. D ieser w ichtige Punkt, der dann in der Folge auch viel 
weiterreichend als die bisherige Wahl auf Am tsdauer wäre, konnte im neuen 
Bundespersonalgesetz nicht rea lis ie rt werden.

3. Die w ichtigsten Elemente, welche die Arbeitsbedingungen betreffen, stehen nicht 
m ehr w ie heute im Gesetz, sondern in Ausführungsbestim m ungen und 
Verordnungen fü r die Verwaltung und im GAV fü r Post und SBB, m it 
untersch iedlichem  Inhalt. Es ist also nicht nur der Verweis auf das OR im Gesetz, 
der den Status der öffentlichen Beschäftigten dem des privaten Rechtes 
angleicht, sondern ebenso die Einführung des E inzel- und 
Gesam tarbe itsvertrages, an Stelle des Beam tenstatuts und des Gesetzes. Die 
Botschaft des Bundesrates bestätigt dies explizit. Ich zitiere: " Das 
Bundespersonalgesetz le istet m it der Aufnahme kontraktue lle r Elemente und der 
Einführung des Gesam tarbeitsvertrages im öffentlichen A rbe itsrecht eine 
Annäherung an die obligationenrechtlichen Normen der Privatw irtschaft". Ich 
singe nicht im Chor derjenigen mit, fü r welche die Einführung des GAV im 
Gesetz eine w ichtige sozia le Neuerung ist, als Schritt in Richtung eines neuen 
"Contrat socia l" gilt, und als entscheidender gew erkschaftlicher Fortschritt 
dargeste llt wird. Im Gegenteil; ich befürchte im Zusam m enhang m it der 
neoliberalen Reorganisation des Serv ice public, dass dam it die 
Schutzbestim m ungen fü r das Bundespersonal stark geschwächt werden.

4. Das neue Gesetz sieht ausserdem  in Artike l 14 wesentliche Änderungen des 
Besoldungssystem s vor. Dazu ein weiteres Z ita t aus der Botschaft: "Das 
Entlöhnungssystem  erhält einen stärkeren Leistungs- und Marktbezug". Und 
weiter: " Das im heutigen Beam tengesetz deta illie rt festgeschriebene und starre 
Lohnsystem  wird im neuen Bundespersonalgesetz durch verstärkte  
Leistungsentlöhnung und Marktorientierung abgelöst". Der Lohn bem isst sich 
nach drei Faktoren: Funktion, Erfahrung und Leistung. Der Bundesrat legt den 
Teil "Funktion" vom Gesam tlohn fest. In einem vom Bundesrat genehm igten 
Papier ist vorgesehen, die heutigen Lohnklassen abzuschaffen und durch 
Lohnbänder zu ersetzen. Gem äss demselben Papier soll der Anteil "Leistung" 
zehn bis v ierzig  Prozent des Gesam tlohnes ausmachen, was vom 
gewerkschaftlichen Standpunkt her inakzeptabel ist. Der vpod hat sich an 
seinem  Kongress k lar gegen den Leistungslohn ausgesprochen, und mehrere 
Sektionen stehen in einem harten Kam pf gegen diese A rt von Entlohnung. Der 
Inhalt des BPG w iderspricht in diesem  Bereich som it frontal einem  zentralen 
Anliegen unserer Gewerkschaftspolitik. System e m it Leistungslohn ersetzen die 
Logik der Zusam m enarbe it zw ischen Beschäftigten, die als e inzige die Qualität 
der D ienstle istungen an die Bevölkerung garantieren kann, durch die Logik des 
W ettbewerbs. Sie zerstören die So lidaritä t und schaden dem Arbeitsk lim a in 
einem  Team. Sie fördern Egoismus und das "Ellenbogentum " auf allen Ebenen 
und stärken die Macht der A rbe itgeber und der H ierarchie über die 
Beschäftigten. Die Einführung eines Leistungsanteils im Lohn, in einem solch 
hohen Ausm ass, bereitet zudem  das Terrain vor fü r eine Verschlim m erung der 
Lohnunterschiede im Service public. Ich frage mich: Wie können die 
Gewerkschaften die Löhne kontrollieren, wenn diese kom plett ind iv idualis iert 
werden m it solchen Lohnspannen fü r die gleiche Funktion, fü r die g leiche Arbeit? 
Und wie sollen die Gewerkschaften überprüfen, ob die Lohngle ichheit zw ischen 
Frauen und Männern fü r die gleiche Funktion in versch iedenen Abteilungen 
respektiert w ird?

5. Beim  Bund sollen gem äss dem neuen Bundespersonalgesetz 
Jahresarbe itsverträge entgegen der OR-Vorschrift fünf mal verlängert werden 
können. Diese prekären Kettenarbeitsverträge, die in d ieser Form nicht einmal 
das Obligationenrecht vorsieht, sind fü r und absolut inakzeptabel.

4. Ergebnisse der Debatten im Parlament
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Die vom Nationalrat und Ständerat beratene Vorlage \£/ar das Ergebnis von äusserst 
langw ierigen und zähen Verhandlungen der Gewerkschaften m it dem Bundesrat und 
dem Eidgenössischen Personalam t. Der erste Vernehm lassungsentw urf erh ie lt damals 
von den dem Föderativverband angeschlossenen Verbände die Note ungenügend! Die 
Gewerkschaften und Verbände brachten bei weiteren, äusserst zähen Verhandlungen 
in die Vorlage ein, was möglich war. Dies g ilt fü r die von uns geforderten Eckwerte 
betreffend M indestlohn, m axim aler Arbe itsze it, M indestferien, Sozia lzu lagen, 
Kündigungsschutz und M itw irkung. Diese Eckwerte sind durch den Bundesrat in einer 
Verordnung zw ingend festzulegen. Dam it konnte die ursprüngliche Vorlage des 
Bundesrates entschärft werden, gesprochen wurde je tz t unsererse its von e iner knapp 
genügenden Vorlage. Niemand sprach von einem Konsens. N icht verschw iegen werden 
darf, dass das neue Bundespersonalgesetz bei den Gewerkschaften des öffentlichen 
Personals von Anfang an auf Messers Schneide lag. Unser Z ie l fü r die Beratungen im 
Nationalrat und S tänderat war klar: Das neue Bundespersonalgesetz sollte durch die 
von unseren Vertreterinnen und Vertretern gestellten M inderheitsanträge verbessert 
und Verschlechterungen gegenüber der überarbeiteten bundesrätlichen Vorlage 
verh indert werden. Doch die B ilanz der Debatten in National- und Ständerat ze igt ein 
düstere Bild auf. N icht nur sind alle Vorsch läge der Linken im National- und Ständerat 
abgelehnt worden, es sind auch noch Anträge zur Versch lechterung des Gesetzes 
angenommen worden. Dabei handelt es sich um Versch lechterungen, welche fü r die 
Beschäftigten von grösser W ichtigkeit sind. H ier die Punkte, die das Parlam ent noch zu 
Ungunsten des Personals geändert hat:

1. Der Teuerungsausgleich wird nur gewährt, wenn die w irtschaftlichen und 
finanzie llen Um stände es erlauben. Vergeblich erk lärten unsere Vertreterinnen 
und Vertreter, dass m it d iesem  Artike l das SBB-Personal praktisch keine 
Aussicht auf Teuerungsausgleich mehr hätte. Doch auch die schlechte Finanzlage 
des Bundes dürfte hier für die Zukunft eine gew ichtige Rolle fü r die Gewährung 
der Teuerung spielen.

2. Bei den N ichtigkeitsbestim m ungen von Kündigungen wurde eine 
Verschlechterung eingebaut, indem die Beweisführung vom Arbe itgeber zum 
Arbe itnehm er übertragen worden ist.

3. H ilfsarbeiter/Innen, Praktikant/Innen und in einem  anderen Land angeworbenen 
Personen unterstehen nicht dem neuen Gesetz. Der Bundesrat kann ganze 
Personalkategorien dem OR unterstellen.

4. Stre ichung der Rekursrechte für den Leistungslohnanteil des Lohnes. Dies 
bedeutet verm ehrtes Risiko von W illkür.

Jetzt reichts es, wir haben genug!

Als eine der ersten Gewerkschaften und Verbände des öffentlichen Sektors hat der 
vpod an seinem  ausserordentlichen Kongress vom 25. März 2000 das Referendum 
gegen das BPG beschlossen. Eine überwältigende Mehrheit sprach sich k lar gegen das 
neue Gesetz aus, weil es insgesam t die Arbeitsbedingungen des Bundespersonals 
verschlechtert. Verbesserungen als Kompensation gibt es im neuen BPG keine.

Der vpod ist sich bewusst, dass nach dem Zustandekom m en des Referendums -  und 
daran zweifeln w ir nicht -  der Abstim m ungskam pf nicht le icht zu gew innen sein wird. 
Ein Vorgeschm ack brachte die Denner-Kam pagne betreffend die Vo lksin itia tive  "für die 
Beschleunigung der d irekten Demokratie", bei der das Bundespersonal wochenlang in 
grossen Inseraten verhöhnt und verspottet wurde. Doch langsam  hat auch das Volk 
die Nase voll von der blinden Deregulierungswut und dem dam it einhergehenden 
Abbau des Serv ices public. W ir kämpfen m it d iesem  Referendum für gute 
D ienstle istungen m it fairen Anste llungsbedingungen.

LH.OM.EJ
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Provokation aus dem Bundeshaus

BPG-Referendum notwendiger denn je

Das Eidg. Personalam t hält eine h interhältige Provokation sondergleichen parat: Der 
Mindestlohn des Bundespersonals (inklusive Post und SBB) soll unter 3'OOQ Franken pro 
Monat festgesetzt werden können. Die W ochen-Arbeitszeit könnte bis auf 45 Stunden erhöht 
und der Ferienanspruch auf 4 Wochen reduziert werden. Eine Verlängerung der Arbe itsze it 
um bis zu 6 Wochen pro Jahr wäre dam it möglich. Kolleginnen und Kollegen, das ist ein 
zusätz licher w ichtiger Grund, das Referendum gegen das Bundespersonalgesetz zu 
unterschreiben beziehungsweise Unterschriften zu samm eln. Jetzt heisst es erst recht: 
unterschreiben (wer noch nicht hat) und Unterschriften sammeln.

Das Eidg. Personalam t hä lt den Entwurf zur "Verordnung zum Bundespersonalgesetz 
(BPG)" (Eckwerteverordnung des Bundesrates) se it einem halben Jahr unter Verschluss. Im 
Mai ging er nun in die verwaltungsinterne Vernehm lassung. Von e iner externen Person 
haben w ir den geheimen Entwurf erhalten. Der Inhalt dieses Entwurfes ist eine Provokation.

Weniger Lohn -  höhere Arbeitszeit

Der Entwurf sieht vor, dass fü r über 18-jährige Angeste llte bei Vo llze itbeschäftigung der 
Mindestlohn 36'000 Franken beträgt. Das heisst, 2 '770 Franken pro Monat plus 13. 
Monatslohn -  und das brutto (ohne Abzüge). Der M indestlohn würde gegenüber heute 
wesentlich heruntergefahren. Ferner sieht der Entwurf vor, dass bezüglich Arbe itsze it und 
Ferien „die einsch läg igen arbeitsze itrechtlichen Bestimmungen,, gelten: W ochenarbeitszeiten 
bis zu 45 Stunden (gegenüber heute: nach Arbe itsgesetz bis 4 Stunden zusätzlich; nach 
A rbeitsze itgesetz 1 Stunde zusätzlich) und nur 4 Wochen Ferien fü r jene, die nicht dem 
Arbe itsze itgesetz unterste llt sind (das heisst: ab 50. A lte rsjahr 1 oder 2 Wochen weniger 
Ferien).

Referendum ist die Antwort

Natürlich können in den Ausführungsbestim m ungen (zum Beispiel Gesam tarbe itsvertrag) 
bessere Anste llungsbedingungen ausgehandelt werden. Nur: Gerade bei der 
W ochenarbeitsze it will die Schweizerische Post den m axim alen gesetzlichen Spielraum . In 
den Verhandlungen über das BPG hatte uns das Eidg. F inanzdepartem ent zugesichert, dass 
weder bei der W ochenarbeitsze it noch beim Ferienanspruch Verschlechterungen beabsichtigt 
sind. Zudem  wurde vere inbart (wie das BPG nun bestimm t), dass "der Bundesrat die 
m axim ale Norm alarbeitsze it und die Ferien regelt". Mit dem Verordnungs-Entw urf verletzt 
das Eidg. Personalam t Abm achungen und Gesetz. Er soll den Personalverbänden erst nach 
der verwaltungsinternen Bereinigung unterbre itet werden. (W ahrschein lich beim oder nach 
Ab lauf der Referendumsfrist, dam it die Unterschriftensam m lung nicht noch m ehr Auftrieb 
erhält. Rosstäuschertrick!) Das Referendum ist die einzig richtige Antwort auf diese neue 
Provokation.

Nein zum BPG

Nachdem das eidgenössische Parlam ent das BPG versch lechtert hat, so dass es nicht mehr 
akzeptierbar ist, g ibt das Eidg. Personalam t m it Unterstützung der Post noch einen drauf.
Sie hintergehen dam it nicht nur das Personal und seine Gewerkschaften, sondern auch das 
e idgenössische Parlament. Das BPG soll auf dem Verordnungsweg nochm als versch lechtert 
werden. All jenen, die gegen das Referendum waren, müssen spätestens je tz t die Augen 
aufgehen. Unser erstes Ziel ist, bereits beim Referendum m it e iner hohen Unterschriftenzahl 
ein S ignal zu setzen, dam it das BPG in der Vo lksabstim m ung vom  26. Novem ber abgelehnt
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wird.
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Ausserordentlicher Verbandstag in Zürich

Ja zum Referendum: Eine eindeutige Kampfansage

Der VOPD ergreift, wenn nötig im A lle ingang, das Referendum gegen das 
Bundespersonalgesetz (BPG): Mit 206 Ja gegen 14 Nein, bei 7 Enthaltung, haben sich die 
Delegierten des ausserordentlichen Verbandstages in Zürich  ganz k la r fü r das Referendum 
entschieden. Som it ist der VPOD der erste Verband des öffentlichen Personals, der dem 
Bundespersonalgesetz den Kam pfansag t.

"Kolleginnen und Kollegen, das Bundespersonalgesetz öffnet e iner neoliberalen 
Reorganisation der öffentlichen D ienste Tü r und Tor. Mehr noch: Mit dem 
Bundespersonalgesetz wird das Prinzip des Service public an sich in Frage gestellt", VPO D - 
Präsident Eric Decarro, spricht in se iner Eröffnungsrede am 43. Verbandstag klare Worte. Für 
ihn und, sow ie sich später herausste llt fü r die grosse Mehrheit der Delegierten im Saal, 
bringt das BPG eine unakzeptable Verschlechterung der öffentlichen Anste llungsverhä ltn isse, 
und bereitet m it ihrem Sym bolcharakter e iner weiteren Deregulierung der 
Arbeitsbedingungen in der Privatw irtschaft den Weg. Im K lartext, so der Präsident, erziele 
das Bundespersonalgesetz durch eine schleichende Privatisierung der Arbeitsbedingungen 
des Bundespersonals eine eigentliche Privatisierung der D ienste und Verwaltungen. "Man will 
uns glauben machen, dass der Gedanke des Service public überholt sei, und dass w ir es als 
Fortschritt zu sehen hätten, wenn er im m er m ehr der Konkurrenz und den Marktkräften 
unterworfen w ird... Im Namen d ieser Modernität sollen w ir akzeptieren, dass öffentliche 
Einrichtungen und Infrastrukturen, die m it dem Geld der Steuerzah lerinnen und 
S teuerzah ler aufgebaut wurden, heute an m ächtige Privatinteressen ausverkauft werden", 
mahnte Decarro. Der VPOD-Präsidenten sieht denn auch nur eine m ögliche Antwort auf 
diesen offenkundigen Dereglierungsversuch: Ein überzeugtes und überzeugendes Ja zum 
Referendum gegen das BPG.

Der Kampf von Don Quichotte gegen die Windmühlen

Derselbe Aufruf kam am 43. Verbandstag auch von Agostino Sold in i, dem offiziellen Redner 
für das Referendum. Für den Zentra lsekretär läutet des BPG das u ltim ative Ende des 
Beam tenstatutes ein. Insbesondere der ausgehöhlte Kündigungsschutz, der se lbst vor 
Kündigungen aus w irtschaftlichen Gründen nicht halt mache, wie auch die E inführung der 
Lohnbänder, die e iner generellen Lohnsenkung Vorschub leisteten, sind fü r  Sold in i klare 
W illensbekundungen des Bundesrates, die Arbeitsbedingungen des Bundespersonals jenen 
der Privatw irtschaft anzupassen. Scharfe Worte richtete Solin i auch gegen das Prinzip 
Leistungslohn: "... ein Instrum ent des Bundesrates um die So lid a ritä t zw ischen den 
Arbeitnehm erinnen und Arbeitnehm ern zu brechen". Das neue Gesetz bringe zu viele 
Verschlechterungen als dass es einfach geschluckt werden könne, beendete der 
Zentra lsekretär seine m it viel Applaus quittierte Rede.
Grundlegend anderer Meinung zeigte sich Martin Keller, der offiziell aufgerufen war, das Nein 
gegen das Referendum zu vertreten. "Kollegen und Kolleginnen, objektive G ründe sprechen 
gegen das Referendum", mahnte Keller. Befürworter und Gegner des Referendums seien 
sich zwar einig, dass gegen die A rbe itgeberw illkü r bei der Auflösung des D ienstverhältn isses 
und bei den Lohnfestsetzungen gekäm pft werden müsse. Das Referendum sei aber für 
diesen Kam pf das fa lsche Mittel. "Das Referendum ist eine rein ideologische Sym bolik, es ist 
teuer, kontraproduktiv und chancenlos", hielt Keller fest. Das eigentliche Problem sei denn 
auch nicht das BPG selbst, w ichtiger seien v ie lm ehr die noch zu schaffenden 
Ausführungsbestim m ung, die den Inhalt des Gesetzes konkretisierten. Ein Referendum 
gegen das BPG ist laut Martin Keller denn auch wie der "Kam pf von Don Quichotte gegen die 
W indmühlen". Eine kontraproduktive Übung, die die Gewerkschaften m it den Gegnern des 
Gesetzes verbünde, welche bekanntlich das öffentliche D ienstverhältn is vollends abschaffen 
wollen. Kontraproduktiv aber auch darum, weil es durch die Unterschriftensam m lung und die
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Kampagne die Kräfte der Gewerkschaften binde, und dies gerade in einem Moment, wo man 
sich auf die Ausführungsbestim m ungen konzentrieren und versuchen sollte, das Beste aus 
diesen Bestimmungen herauszuholen.

Auch im Alleingang

Für die übrigen Rednerinnen und Redner des Verbandstages zie lten die Argum ente von 
Martin Keller in die fa lsche Richtung. Das Abstim m ungsergebnis liess denn auch keine 
Zweifel offen: Mit 206 Ja gegen 14 Nein, bei 7 Enthaltung, haben sich die Delegierten des 
ausserordentlichen Verbandstages in Zürich  ganz k lar fü r das Referendum entschieden. 
Streitig war einzig noch, ob das Referendum allenfa lls auch im A lle ingang, ohne FöV  und 
SBG, ergriffen werden sollte. Doch auch in d ieser Frage entschieden sich die Delegierten mit 
einem eindeutigen Mehr: 163 gegen 57 optierten fü r das Referendum auch im Alleingang. 
Generalsekretärin Doris Schüepp dankte den Delegierte fü r diesen deutlichen Entscheid und 
wies sie darauf hin, bei der Unterschriftensam m lung aktiv m itzuw irken. Die Vorlage werde 
m it a lle r W ahrschein lichkeit bereits am 26. Novem ber vor das Vo lk  kommen. "Nach der Kü r 
kommt nun die Pflicht", erinnerte zum Schluss der Verbandstagung die Genera lsekretärin .

r HOHE 1
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Föderativverband

JA zum Referendum: Gegen das neue Bundespersonalgesetz!

Die ausserordentliche Deleg iertenversam m lung des Föderativverbandes des Personals 
öffentlicher Verwaltungen und Betriebe vom 5. April 2000 in Bern hat m it 69 Ja gegen 10 
Nein Stim m en und 4 Enthaltungen das Referendum beschlossen und sich dam it m it grösser 
Mehrheit gegen das Bundespersonalgesetz gestellt. Einige De le-g ie rte  anerkannten, dass in 
den Verhandlungen Verbesserungen im Gesetz erzie lt werden konnten, diese aber teilweise 
sowohl im S tänderat wie im Nationalrat w ieder versch lechtert wurden. Das Gesetz ist ein 
Kind der Deregulierung und öffnet Tür und Tor fü r einen sozia len Abbau. Der 
Föderativverband bekäm pft das Bundespersonalgesetz, weil es

. auch beim Bund Sozia labbau und Lohndruck bringt;
* Massenentlassungen aus,betrieblichen oder w irtschaftlichen G ründen ausdrücklich 

vorsieht und den Bund aus se iner Rolle als in d ieser Beziehung vorbild lichen 
A rbeitgeber entlässt;

® ein fa lsches S ignal setzt zu r weiteren Deregulierung der Arbeitsbedingungen;
♦ vom Abbau der Schutzbestim m ungen vor allem  das untere und m ittlere Personal 

betroffen ist, während ganz oben durch die fehlenden M axim allöhne die Lohn- 
Schleusen geöffnet werden;

. den Serv ice public in Frage stellt. Ein guter Service public erfordert gute A rb e its ­
bedingungen im öffentlichen Dienst, und diese werden m it dem Gesetz gefährdet.

Das Gesetz ist unter dem Strich inakzeptabel. Dies wurde von e iner überwältigenden 
Mehrheit der Delegierten klar und deutlich form uliert. Der Föderativverband wird so-m it das 
Referendum ergreifen, zusamm en m it allen gewerkschaftlichen und ihm na-bestehenden 
politischen Kräften. Er wird alles daran setzen, dass der Abstim -m ungskam pf erfolgreich 
verlaufen wird.

Zum zweiten Mal in fast 100 Jahren Föderativverband

Zum zweiten Mal in se iner bald 100-jährigen Geschichte lanciert der Föderativverband ein 
Referendum. Erstm als war dies Ende 1932 der Fall. Damals bekäm pfte er erfolgreich einen 
massiven Lohnabbau. Heute geht es um den Erhalt von guten A r-be itsbed ingungen beim 
Bundespersonal. Es re icht m it den Deregu lierungs- und Abbauorgien!
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